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2129-4-1-U 

Gesetz 
zur Umsetzung des Gesetzes 

zum Schutz des Bodens in Bayern 

Vom 23. Februar 1999 

Der Landtag des Freistaates Bayern hat das folgen­
de Gesetz beschlossen, das nach Anhörung des Senats 
hiermit bekannt gemacht wird: 

§ 1 

Bayerisches Gesetz zurAusführung 
des Bundes-Bodenschutzgesetzes 

(Bayerisches Bodenschutzgesetz - BayBodSchG) 

Art. 1 
Art. 2 
Art. 3 
Art. 4 
Art. 5 

Art. 6 

Inhaltsübersicht 

Erster Teil 

Erfassung von schädlichen Bodenveränderungen und 
Altlasten, Überwachung und Gefahrenabwehr 

MitteiJungs- und Auskunftspflichten 
Erstbewertung 
Ka tastermäßige Erfass ung 
Duldungspflichten, Entschädigung 
Ergänzende Vorschriften für schädliche Boden­
veränderungen und Verdachtsflächen 
Sachverständige und Untersuchungsstellen 

Zweiter Teil 

Bodeninformationssystem 

Art. 7 Zweck des Bodeninforma tionssystems 
Art. 8 Inhalt des Bodeninformationssystems 
Art. 9 Mitwi rkungspflichten , Entschädigung 

Dritter Teil 

Aufgaben und Zuständigkeit, Anordnungen, Pflichten 
der Behörden und sonstiger öffentlicher Stellen 

Art. l0 Aufgaben und Zuständigkeit 
Art. 11 Anordnungen 
Art.12 Pflichten der Behörden und sonstiger öffentlicher Stellen 

Vierter Teil 

Schlussvorschriften 

Art. 13 Ausgleichsleistungen bei Beschränkung der land- und forst­
wir tschaftlichen Bodennutzung 

Art. 14 Ordnungswidrigkeiten 

Erster Teil 

Erfassung von schädlichen Bodenveränderungen und 
Altlasten, Überwachung und Gefahrenabwehr 

Art . 1 
Mitteilungs- und Auskunftspflichten 

1 Die in § 4 Abs. 3 und 6 des Bundes-Bodenschutzge­
setzes genannten Personen sind verpflichtet, konkrete 
Anhaltspunkte dafür, dass eine schädliche Bodenver­
änderung oder Altlast vorliegt, unverzüglich der zu-

ständigen Behörde mitzuteilen. 2Sie haben der zustän­
digen Behörde auf Verlangen die zur Erfüllung der 
Aufgaben nach dem Bundes-Bodenschutzgesetz und 
diesem Gesetz erforderlichen Auskünfte zu erteilen und 
Unterlagen vorzulegen. 3Die Verpflichtungen nach den 
Sätzen 1 und 2 bestehen nicht, soweit sich die ver­
pflichtete Person durch die Mitteilung oder Auskunft 
selbst oder einen der in § 383 Abs. 1 Nrn. 1 bis 3 der 
Zivilprozessordnung bezeichneten Angehörigen der 
Gefahr strafgerichtlicher Verfolgung oder eines Ver­
fahrens nach dem Gesetz über Ordnungswidrigkeiten 
aussetzen würde. 

Art. 2 
Erstbewertung 

1 Die zuständige Behörde soll Flächen, bei denen auf 
Grund von Mitteilungen nach Art . 1 Satz 1, Art . 12 
Abs. 2 oder sonstiger Erkenntnisse Anhaltspunkte da­
für bestehen, dass eine schädliche Bodenveränderung 
oder Altlast vorliegt, einer ersten Gefährdungsab­
schätzung (Erstbewertung) unterziehen. 2Sie unter~ 
richtet das Landesamt für Umweltschutz und die be­
troffene Gemeinde über das Ergebnis der Erstbewer­
tung, wenn der Verdacht besteht oder feststeht , dass 
eine schädliche Bodenveränderung, von der auf Grund 
von Art, Ausbreitung oder Menge der Schadstoffe in 
besonderem Maße Gefahren, erhebliche Nachteile oder 
erhebliche Belästigungen für den Einzelnen oder die 
Allgemeinheit ausgehen, oder eine Altlast vorliegt. 

Art. 3 
Katastermäßige Erfassung 

(1) Das Landesamt für Umweltschutz führt ein Ka­
taster, in dem die von der zuständigen Behörde nach 
Art. 2 Satz 2 gemeldeten Flächen erfasst werden. 

(2) Die zuständige Behörde unterrichtet das Lan­
desamt für Umweltschutz über die Durchführung und 
das Ergebnis sämtlicher Maßnahmen, die zur Unter­
suchung, Überwachung oder Sanierung der im Ka taster 
erfassten Flächen vorgenommen werden. 

Art. 4 

Duldungspflichten, Entschädigung 

(1) IDer Grundstückseigentümer, der Inhaber der 
tatsächlichen Gewalt über ein Grundstück und die 
Betroffenen nach §12 des Bundes-Bodenschutzge­
setzes sind verpflichtet, der zuständigen Behörde und 
deren Beauftragten zur Wahrnehmung der Aufgaben 
nach dem Bundes-Bodenschutzgesetz und diesem Ge­
setz das Betreten der Grundstücke, Geschäfts- und 
Betriebsräume sowie die Vornahme von Ermittlungen 
und die Einrichtung von Messstellen zu gestatten. 
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2Zur Verhütung dringender Gefahren für die öffent­
liche Sicherheit und Ordnung ist auch der Zutritt zu 
Wohnräumen und die Vornahme von Ermittlungen in 
diesen zu gestatten. 3Das Grundrecht der Unverletz­
lichkeit der Wohnung (Art. 13 des Grundgesetzes, 
Art. 106 Abs. 3 der Verfassung) wird insoweit einge­
schränkt. 

(2) IBei Ausübung der Befugnisse nach Absatz 1 ist 
auf die berechtigten Belange der Betroffenen nach § 12 
des Bundes-Bodenschutzgesetzes Rücksicht zu neh­
men. 2Für Schäden, die den Betroffenen bei Ausübung 
der Befugnisse nach Absatz 1 entstehen, gilt Art. 11 
Abs. 1 des Landesstraf- und Verordnungsgesetzes in 
Verbindung mit Art. 70 Abs. 1 des Polizeiaufgaben­
gesetzes entsprechend. 

Art. 5 
J 

Ergänzende Vorschriften für schädliche 
Bodenveränderungen und Verdachtsflächen 

(1) Schädliche Bodenveränderungen und Verdachts­
flächen unterliegen, soweit erforderlich und nicht ab­
weichend oder inhaltsgleich in anderen Rechtsvor­
schriften geregelt, der Überwachung durch die zustän­
dige Behörde. 

(2) IBei schädlichen Bodenveränderungen, von de­
nen auf Grund von Art, Ausbreitung oder Menge der 
Schadstoffe in besoriderem Maße Gefahren, erhebliche 
Nachteile oder erhebliche Belästigungen für den Ein­
zelnen oder die Allgemeinheit ausgehen, kann die zu­
ständige Behörde Sanierungsuntersuchungen, die Er­
stellung eines Sanierungsplans und die Durchführung 
von Eigenkontrollmaßnahmen verlangen. 2Die §§ 13, 
14, 15 Abs. 2 und 3 sowie § 24 des Bundes-Boden-
schutzgesetzes gelten entsprechend. -

Art. 6 

Sachverständige und Untersuchungsstellen 

(1) IDas Staatsministerium für Landesentwicklung 
und Umweltfragen wird ermächtigt, durch Rechtsver­
ordnung die Anforderungen an die Sachkunde, Zuver­
lässigkeit und gerätetechnische Ausstattung der Sach­
verständigen und Untersuchungsstellen, die Aufgaben 
nach dem Bundes-Bodenschutzgesetz oder nach die­
sem Gesetz wahrnehmen, sowie Art und Umfang ihrer 
Aufgaben und die Vorlage der Ergebnisse ihrer Tätig­
keit zu regeln. 2In der Rechtsverordnung können auch 
die von Sachverständigen oder den Leitern von Unter­
suchungsstellen zu erfüllenden persönlichen Voraus­
setzungen einschließlich einer Altersgrenze und son­
stige bei Ausübung ihrer Tätigkeit einzuhaltende Ver­
pflichtungen geregelt werden. 

(2) ISachverständige und Untersuchungsstellen, 
die nachweisen, dass sie den in der Rechtsverordnung 
nach Absatz 1 festgelegten Anforderungen genügen, 
werden auf Antrag durch das Landesamt für Wasser­
wirtschaft zugelassen. 2Die Zulassung kann befristet 
und auf bestimmte Aufgabenbereiche beschränkt wer­
den. 3Das Zulassungsverfahren, die Bekanntgabe der 
zugelassenen Sachverständigen und Untersuchungs­
stellen sowie die Vora ussetzungen für den Widerruf der 
Zulassung werden in der Rechtsverordnung nach Ab­
satz 1 geregelt. 

(3) Vergleichbare Zulassungen anderer Länder in 
der Bundesrepublik Deutschland gelten auch im Frei­
staat Bayern. 

Zweiter Teil 

Bodeninformationssystem 

Art. 7 

Zweck des Bodeninformationssystems 

Um die geowissenschaftlichen Grundlagen für eine 
nachhaltige Sicherung der Funktionen des Bodens be­
reitzustellen , wird beim Geologischen Landesamt ein 

. Bodeninformationssystem geführt. 

Art. 8 

Inhalt des Bodeninformationssystems 

Das Bodeninformationssystem umfasst von staat­
lichen oder sonstigen öffentlichen Stellen erhobene 
Daten aus Untersuchungen über die physikalische, 
chemische und biologische Beschaffenheit des Bodens, 
die Daten der landesweit eingerichteten Bodendauer­
beobachtungsflächen und der beim Geologischen 
Landesamt eingerichteten Bodenprobenbank sowie 
deren Auswertung und sonstige geowissenschaftliche 
Daten und Erkenntnisse. 

Art . 9 

Mitwirkungspflichten, Entschädigung 

IDer Grundstückseigentümer und der Inhaber der 
tatsächlichen Gewalt über ein Grundstück haben den 
zustäncijgen Fachbehörden und deren Beauftragten 
auf Verlangen die zur Erfüllung der Aufgaben nach 
Art. 8 erforderlichen Auskünfte zu erteilen. 2Sie sind 
auch verpflichtet , den zuständigen Fachbehörden und 
deren Beauftragten das Betreten des Grundstücks 
sowie die Vornahme von Ermittlungen zu gestatten. 
3 Art. 4 Abs. 2 gilt entsprechend. 

Dri tter Teil 

Aufgaben und Zuständigkeit, Anordnungen, Pflichten 
der Behörden und sonstiger öffentlicher Stellen 

Art. 10 

Aufgaben und Zuständigkeit 

(1) Die zuständige Behörde hat darüber zu wachen, 
dass die Bestimmungen des Bundes-Bodenschutz­
gesetzes , dieses Gesetzes und der auf Grund dieser 

,Gesetze erlassenen Rechtsverordnungen eingehalten 
und auferlegte Verpflichtungen erfüllt werden; sie 
wird hierbei von den dem Staatsministerium für 
Landesentwicklung und Umweltfragen nachgeord­
neten Fachbehörden unterstützt. 

(2) lZuständige Behörde im Sinn des Bundes­
Bodenschutzgesetzes, dieses Gesetzes und der auf 
Grund dieser Gesetze erlassenen Rechtsverordnungen 
ist die Kreisverwaltungsbehörde. 2Sie beteiligt, soweit 
nichts anderes bestimmt ist, bei Fragen fachlicher Art 
die wasserwirtschaftliche Fachbehörde; diese kann 
insoweit von den der zuständigen Behörde nach Art . 1 
Satz 2 und Art . 4 zustehenden Rechten und Befug­
nissen Gebrauch machen. 

(3) IDie Vermittlung der Grundsätze der guten fach ­
lichen Praxis der landwirtschaftlichen Bodennutzung 
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nach § 17 Abs. 1 Satz 2 des Bundes-Bodenschutzgeset­
zes obliegt den Landwirtschaftsbehörden. 2Das Amt 
für Landwirtschaft und Ernährung stellt fest, ob die 
sich aus den Grundsätzen der guten fachlichen Praxis 
ergebenden Anforderungen an die Gefahrenabwehr im 
Sinn von § 17 Abs. 3 des Bundes-Bodenschutzgesetzes 
eingehalten sind. 

(4) 1 Bei Fragen, die die landwirtschaftliche Boden­
nutzung betreffen, entscheidet die zuständige Behörde 
im Einvernehmen mit dem Amt für Landwirtschaft 
und Ernährung. 2Bei Fragen, die die forstliche Boden­
nutzung betreffen, entscheidet die zuständige Behörde 
im Einvernehmen mit der unteren Forstbehörde; die 
den Forstbehörden obliegende Aufsicht über die Er­
füllung der Vorsorgepflicht bei der forstwirtschaft­
lichen Bodennutzung und die sachgemäße Waldbe­
wirtschaftung bleibt unberührt. 

(5) Das Nähere über das Zusammenwirken der in 
den Absätzen 1 bis 4 genannten Behörden regelt das 
Staatsministerium für Landesentwicklung und Um­
weltfragen, soweit andere Staatsministerien betroffen 
sind, im Einvernehmen mit diesen, durch Verwal­
tungsvorschrift. 

(6) Bei stillgelegten Deponien nach § 36 Abs. 2 
Satz 2 des Kreislaufwirtschafts- und Abfallgesetzes 
gelten bis zum Ende der Nachsorgephase die Zustän­
digkeiten nach Abfallrecht. 

Art. 11 

Anordnungen 

Die zuständige Behörde kann Anordnungen treffen, 
soweit dies zur Erfüllung der sich aus diesem Gesetz 
oder den auf Grund dieses Gesetzes erlassenen Rechts­
verordnungen ergebenden Pflichten erforderlich ist. 

Art. 12 

Pflichten der Behörden und sonstiger 
öffentlicher Stellen 

(1) Staat, Gemeinden, Landkreise , Bezirke und son­
stige juristische Personen des öffentlichen Rechts 
haben vorbildhaft dazu beizutragen, dass die Zielset­
zungen und Grundsätze des § 1 des Bundes-Boden­
schutzgesetzes erreicht werden. 

(2) Die in Absatz 1 genannten öffentlichen Stellen 
teilen ihre Erkenntnisse über die Besorgnis einer 
schädlichen Bodenveränderung sowie Anhaltspunkte 
dafür, dass eine schädliche Bodenveränderung oder 
Altlast vorliegt, unverzüglich der zuständigen Behör­
demit. 

Vierter Teil 

Schlussvorschriften 

Art. 13 

Ausgleichsleistungen bei Beschränkung der land­
und forstwirtschaftlichen Bodennutzung 

(1) Über die Gewährung eines Ausgleichs nach § 10 
Abs. 2 des Bundes-Bodenschutzgesetzes entscheidet 
die zuständige Behörde im Einvernehmen mit dem 

Amt für Landwirtschaft und Ernährung oder der 
unteren Forstbehörde. 

(2) Die Staatsregierung wird ermächtigt, die Ein­
zelheiten der Ausgleichsgewährung, insbesondere das 
Verfahren sowie Art und Umfang des Ausgleichsan­
spruchs, durch Rechtsverordnung zu regeln. 

Art. 14 

Ordnungswidrigkeiten 

Mit Geldbuße bis zu zwanzigtausend Deutsche Mark 
kann belegt werden, wer vorsätzlich oder fahrlässig 

1. entgegen Art . 1 Satz 2 oder Art. 9 Satz 1 verlangte 
Auskünfte nicht, nicht richtig, nicht vollständig 
oder nicht rechtzeitig erteilt oder Unterlagen nicht 
vorlegt, 

2. entgegen Art. 4 Abs. 1 oder Art. 9 Satz 2 das Be­
treten eines Grundstücks , eines Wohn-, Geschäfts­
oder Betriebsraumes oder die Vornahme von Er­
mittlungen nicht gestattet oder 

3. einer vollziehbaren Anordnung nach Art. 5 Abs. 2 in 
Verbindung mit § 13 Abs. 1 oder § 15 Abs. 2 Sätze 1, 
3 oder 4 des Bundes-Bodenschutzgesetzes zuwider­
handelt, 

4. entgegen Art. 5 Abs. 2 in Verbindung mit § 15 Abs. 3 
Satz 1 des Bundes-Bodenschutzgesetzes eine Mit­
teilung nicht, nicht richtig, nicht vollständig oder 
nicht rechtzeitig macht . 

§2 

Änderung des Bayerischen Abfallwirtschafts­
und Altlastengesetzes 

Das Gesetz zur Vermeidung, Verwertung und sonsti­
gen Entsorgung von Abfällen und zur Erfassung und 
Uberwachung von Altlasten in Bayern (Bayerisches 
Abfallwirtschafts- und Altlastengesetz - BayAbfAlG) 
in der Fassung der Bekanntmachung vom 9. August 
1996 (GVBl S. 396, ber. S . 449, BayRS 2129-2-1-U) 
wird wie folgt geändert: 

1. Die Überschrift des Gesetzes erhält folgende Fas­
sung: 
"Gesetz zur Vermeidung, Verwertung und sonstigen 
Entsorgung von Abfällen in Bayern (Bayerisches 
Abfallwirtschaftsgesetz - BayAbfG)" 

2. Art. 16 und 17 werden aufgehoben. 

3. Art . 22 Abs. 1 wird wie folgt geändert: 
a) In Satz 1 werden die Worte "oder sonstige Vor­

kehrungen zu treffen, die erforderlich sind, um 
Beeinträchtigungen des Wohls der Allgemein­
heit zu verhüten" gestrichen. 

b) Sätze 4 und 5 werden aufgehoben. 

4. Der Sechste Teil (Art. 26 bis 28) des Gesetzes wird 
aufgehoben. 

§3 

Änderung des Bayerischen Wassergesetzes 

Das Bayerische Wassergesetz (BayWG) in der Fas­
sung der Bekanntmachung vom 19. Juli 1994 (GVBI 
S. 822 , BayRS 753-1-U), zuletzt geändert durch § 3 des 
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Gesetzes vom 10. Juli 1998 (GVBl S . 403), wird wie folgt 
geändert: 

1. Art. 68a wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 Satz 1 erhält folgende Fassung: 
,,1 Die für Gewässerverunreinigungen Verant­
wortlichen haben die erforderlichen Maßnah­
men zur Ermittlung, Eingrenzung und Beseiti­
gung von Verunreinigungen durchzuführen, so­
weit diese nicht bereits durch die Vorschriften 
des Bundes-Bodenschutzgesetzes und des Baye­
rischen Bodenschutzgesetzes gefordert sind." 

b) Absatz 2 wird wie folgt geändert: 

aa) Satz 1 wird wie folgt geändert: 

aaa) Die Worte "oder Bodenbelastungen 
im Sinn des Absatzes 1" werden ge­
strichen. 

bbb) Nummer 2 wird wie folgt ergänzt: 
"um eine nachhaltige oder nicht un- ' 
erhebliche Beeinträchtigung des Wohls 
der Allgemeinheit, insbesondere eine 
Gefährdung-der öffentlichen Wasser­
versorgung zu verhüten, auszuglei­
chen oder zu beseitigen," 

ccc) Nummer 3 wird aufgehoben; die bis­
herige Nummer 4 wird Nummer 3. 

bb) In Satz 2 werden die Worte "Satz 1 Nrn. 2, 
3 oder 4" durch die Worte "Satz 1 Nrn. 2 
oder 3" ersetzt. 

cc) In Sa tz 4 werden die Worte " oder Bodenbe­
lastung im Sinn des Absatzes 1" gestri­
chen. 

c) Absatz 4 erhält folgende Fassung: 
,, (4) Soweit durch den Einsatz öffentlicher 

Mittel der Verkehrswert eines Grundstücks nicht 
nur unwesentlich erhöht wird und der-Eigen­
tümer die Kosten hierfür nicht oder nicht voll­
ständig getragen hat, hat er einen Wertausgleich 
zu leisten; § 25 des Bundes-Bodenschutzgesetzes 
(BBodSchG) in der jeweils geltenden Fassung 
gilt entsprechend." 

2. In Art. 70 Abs. 1 Satz 1 Nr. 7 werden die Worte "Ge­
wässer- oder Bodenverunreinigungen" durch das 
Wort" Gewässerverunreinigungen" ersetzt. 

§4 

In-Kraft-Treten 

Dieses Gesetz tritt am 1. März 1999 in Kraft. 

München, den 23 . Februar 1999 , 
Der Bayerische Ministerpräsident 

Dr. Edmund S t 0 i b e r 
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